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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für Rohblei, anderes als Werkblei, 
der Tarifstelle 78.01 A II des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den Verordnungsentwurf der Kommis- 
sion, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Protokoll Nr. 14 im Anhang zur Beitritts- 
akte *) muß die Gemeinschaft jährlich für Werkblei 
(Rohblei mit einem Gehalt an Silber von 0,02 Ge- 
wichtshundertteilen oder mehr zum Raffinieren) der 
Tarifstelle 78.01 AI- für dieses Erzeugnis bis zum 
Inkrafttreten einer zeitlich unbestimmten vollstän- 
digen Aussetzung des Zollsatzes - sowie für Blei, 
anderes als Werkblei, der Tarifstelle 78.01 A II 
zollfreie Gemeinschaftszollkontingente eröffnen. Die 
Kontingentsmenge muß für Werkblei der Summe des 
von den interessierten Mitgliedstaaten angemelde- 
ten Bedarfs zuzüglich einer Gemeinschaftsreserve 
entsprechen; für Rohblei, anderes als Werkblei, muß 
die für 1974 auf 55 000 Tonnen festgesetzte Menge 
ab 1. Januar 1975 degressiv bis zur Menge Null im 
Jahre 1978 abgestuft werden. Nach den gleichen 
Bestimmungen sind die neuen Mitgliedstaaten ab 
1. Januar 1974 an den betreffenden Zollkontingen- 
ten beteiligt. Die von den neuen Mitgliedstaaten im 
Rahmen dieser Zollkontingente anzuwendenden 
Zollsätze müssen mit den diesbezüglichen Bestim- 
mungen der Beitrittsakte übereinstimmen. Die zeit- 
lich unbestimmte vollständige Aussetzung des Zoll- 
satzes des Gemeinsamen Zolltarifs für Werkblei ab 
1. Januar 1976 macht die Eröffnung eines Zollkon- 
tingentes für diese Ware unnötig. Es ist daher ange- 
bracht, am 1. Januar 1976 das für Rohblei, anderes 
als Werkblei vorgesehene Gemeinschaftszollkon- 
tingent zu eröffnen. Die Kontingentsmenge dafür 
beläuft sich für das Jahr 1976 auf 27 000 Tonnen. 

In Anbetracht der geringen Verflechtung des 
Marktes für Rohblei, anderes als Werkblei, und in 
Ermangelung vollständiger statistischer Angaben für 
diese Metallqualität ist es nicht möglich, sich bei 


der Aufteilung des genannten Gemeinschaftszoll- 
kontingents auf frühere Angaben zu stützen. Mit der 
Menge von 27 000 Tonnen ist der Notwendigkeit 
Rechnung getragen, daß ein gewisses Gleichgewicht 
bei den Anrechnungsmöglichkeiten auf das Zoll- 
kontingent bewahrt werden muß, um einen Schutz 
für die Bleischmelzereien aufrechtzuerhalten. Des- 
halb sollte es vorgenannten Mitgliedstaaten über- 
lassen bleiben, die Anrechnungen auf die genannte 
Menge von 27 000 Tonnen nur unter bestimmten 
Voraussetzungen in Bezug auf Qualität und Ver- 
wendungszweck zu genehmigen. 

Um die Entwicklung der Einfuhren der betreffen- 
den Ware besser berücksichtigen zu können, wird 
die Kontingentsmenge in zwei Raten geteilt, wobei 
die erste auf alle Mitgliedstaaten aufgeteilt wird 
und die zweite als Reserve zur späteren Deckung 
des Bedarfs derjenigen Mitgliedstaaten bestimmt 
ist, die ihre ersten Quoten ausgeschöpft haben. Um 
den Importeuren eine gewisse Sicherheit zu geben, 
ist es angezeigt, die erste Rate mit 25 500 Tonnen 
festzusetzen, wobei die Restmenge die Reserve bil- 
det. 

Die ersten Beteiligungsquoten können auf der 
Grundlage von Schätzungen unter Berücksichtigung 
der Marktentwicklung für diese Ware wie folgt 
festgesetzt werden: 

- in Tonnen - 

Rohblei, anderes als Werkblei 


Benelux 

12 100 

Dänemark 

271 

Deutschland 

4 529 

Frankreich 

112 

Irland 

57 

Italien 

4 529 

Vereinigtes Königreich 

3 902 


Da die ersten Quoten mehr oder weniger rasch 
ausgeschöpft werden können und um Unterbrechun- 
gen zu vermeiden, sollte jeder Mitgliedstaat, der 
seine erste Quote fast ganz ausgenutzt hat, die Zie- 

i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 22. März 1972, S. 171 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 29. Juli 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Ro 14/75. 

Die Entwürfe sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 10. Juli 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsentwürfen ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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hung einer zusätzlichen. Quote auf die Reserve vor- 
nehmen. Er muß dies tun, sobald jede seiner zusätz- 
lichen Quoten fast ganz ausgenutzt ist und soweit 
noch eine Reservemenge vorhanden ist. Die ersten 
und die zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende 
des Kontingentszeitraums gelten. Diese Art der 
Verwaltung erfordert eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission, 
die vor allem die Möglichkeit haben muß, den 
Stand der Ausnutzung der Kontingentsmenge zu ver- 
folgen und die Mitgliedstaaten davon zu unterrich- 
ten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ersten Quote vorhanden, so 
muß dieser Staat einen erheblichen Prozentsatz da- 
von auf die Reserve übertragen, um zu vermeiden, 
daß ein Teil der Kontingentsmenge in einem Mit- 
gliedstaat nicht ausgenutzt wird, während er in an- 
deren verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammen- 
geschlossen haben und durch diese vertreten wer- 
den, kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit 
der Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zuge- 
teilten Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorge- 
nommen werden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom 1. Januar bis 31. Dezember 1976 wird in 
der Gemeinschaft ein Gemeinschaftszollkontin- 
gent von 27 000 Tonnen für Rohblei, anderes als 
Werkblei, der Tarifstelle 78.01 A II des Gemein- 
samen Zolltarifs eröffnet. 

2. Die Einfuhren dieser Ware, die bereits im Rah- 
men einer anderen Zollpräferenzregelung Zoll- 
freiheit genießen, werden nicht auf dieses Zoll- 
kontingent angerechnet. 

3. Im Rahmen dieses Zollkontingents wird der Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs vollständig aus- 
gesetzt. 

4. Die neuen Mitgliedstaaten wenden im Rahmen 
dieses Gemeinschaftszollkontingents Zollsätze 
an, die nach den diesbezüglichen Bestimmungen 
der Beitrittsakte berechnet sind. 


Benelux 

Dänemark 

Deutschland 

Frankreich 

Irland 

Italien 

Vereinigtes Königreich 


12 100 Tonnen. 

271 Tonnen, 
4 529 Tonnen, 
112 Tonnen, 
57 Tonnen, 
4 529 Tonnen, 
3 902 Tonnen. 


2. Die zweite Rate in Höhe von 1500 Tonnen bildet 
die Gemeinschaftsreserve. 


Artikel 3 

1. Flat ein Mitgliedstaat die gemäß Artikel 2 Ab- 
satz 1 festgesetzte erste Quote oder - bei An- 
wendung des Artikels 5 - die gleiche Quote 
abzüglich der auf die Reserve übertragenen 
Menge zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt er unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission - soweit die Reservemenge ausreicht 
- die Ziehung einer zweiten Quote in Höhe von 
10 v. H. seiner ersten Quote vor, die gegebenen- 
falls auf die höhere Einheit aufgerundet wird. 

2. Ist nach Ausschöpfung seiner ersten Quote die 
zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt die- 
ser Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 die Ziehung 
einer dritten Quote in Höhe von 5 v. H. seiner 
ersten Quote vor, die gegebenenfalls auf die 
höhere Einheit aufgerundet wird. 


3. Ist nach Ausschöpfung seiner zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 v. H. und mehr ausgenutzt, so nimmt die- 
ser Mitgliedstaat unter den gleichen Bedingun- 
gen die Ziehung einer vierten Quote in Hohe 
der dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 


4. In Abweichung von den Absätzen 1 bis 3 können 
die Mitgliedstaaten niedrigere Quoten ziehen als 
in diesen Absätzen vorgesehen, wenn Grund 
zur Annahme besteht, daß diese nicht ausge- 
schöpft werden können. Sie unterrichten die Kom- 
mission über die Gründe, die sie veranlaßt ha- 
ben, diesen Absatz anzuwenden. 


Artikel 4 

Die gemäß Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten 
gelten bis 31. Dezember 1976. 


Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 25 500 Tonnen auf die Mit- 
gliedstaaten aufgeteilt. Die Quoten, die vorbe- 
haltlich Artikel 5 vom 1. Januar bis zum 31. De- 
zember 1976 gelten, werden für die einzelnen 
Mitgliedstaaten wie folgt festgesetzt: 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten übertragen am 1. Oktober 1976 
von ihrer nicht ausgenutzten ursprünglichen Quote 
den Teil auf die Reserve, der am 15. September 1976 
20 v. H. dieser ursprünglichen Quote übersteigt. Sie 


3 



Drucksache 7/3949 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


können eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffen- 
de Menge nicht ausgenutzt werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 1. Oktober 1976 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die sie bis 
zum 15. September 1976 einschließlich getätigt und 
auf das Gemeinschaftszollkontingent angerechnet 
haben sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ersten 
Quote, den sie auf die Reserve übertragen. 


Artikel 6 

Die Mitgiiedstaaten können die Möglichkeit zur 
Anrechnung ihrer Quoten für diese Ware auf be- 
stimmte Qualitäten oder Verwendungszwecke be- 
schränken. 


Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitgliedstaa- 
ten über den Stand der Ausschöpfung der Reserve, 
sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
5. Oktober 1976 über die Reservemenge, die nach 
den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten Über- 
tragungen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reserve 
ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
die Restmenge an. 


Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten die 
fortlaufenden Anrechnungen auf ihren kumulier- 
ten Anteil an dem Gemeinschaftszollkontingent 
zu ermöglichen. 

2. Die Mitgliedstaaten garantieren den in ihrem 
Gebiet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Ware freien Zugang zu den J ihnen zugeteilten 
Quoten. 

3. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der Mit- 
gliedstaaten wird an Hand der Einfuhren der be- 
treffenden Waren festgestellt, die bei der Zoll- 
stelle zur Abfertigung zum freien Verkehr ange- 
meldet worden sind. 

Artikel 9 

Auf Antrag der Kommission teilen die Mitgliedstaa- 
ten mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre Quo- 
ten angerechnet worden sind. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung dieser Verordnung 
eng zusammen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für Rohzink der Tarifstelle 79.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den Verordnungsentwurf der Kom- 
mission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Protokoll Nr. 15 im Anhang zur Beitritts- 
akte *) muß die Gemeinschaft jährlich für Rohzink 
der Tarifstelle 79.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs 
ein zollfreies Gemeinschaftszollkontingent eröffnen. 
Die für 1971 festgesetzte Kontingentsmenge von 
30 000 Tonnen wird jährlich, mit Ausnahme von 
1974, degressiv abgestuft, bis sie am 31. Dezember 
1977 aufgehoben wird. Auf dieser Grundlage beläuft 
sich die Kontingentsmenge für 1976 auf 10 000 Ton- 
nen. Nach den gleichen Bestimmungen sind die 
neuen Mitgliedstaaten ab 1. Januar 1974 an diesem 
Zollkontingent beteiligt. Die von diesen Mitglied- 
staaten im Rahmen des genannten Kontingents an- 
zuwendenden Zollsätze müssen mit den diesbezüg- 
lichen Bestimmungen der Beitrittsakte übereinstim- 
men. Es ist daher angebracht, das betreffende Zoll- 
kontingent am 1. Januar 1976 zu eröffnen. 

In Anbetracht der geringen Verflechtung der 
Märkte für Rohzink ist es nicht möglich, sich bei der 
Aufteilung des Gemeinschaftszollkontingents für das 
genannte Metall auf frühere Angaben zu stützen. 
Mit der Kontingentmenge von 10 000 Tonnen ist der 
Notwendigkeit Rechnung getragen, eine angemes- 
sene Höhe nicht zu übersteigen und einen Schutz 
der Gemeinschaftsproduktion aufrecht zu erhalten. 
Daher sind nur die sich auf bestimmte Zinkqualitäten 
beschränkenden Bedarfsschätzungen bestimmter Mit- 
gliedstaaten berücksichtigt worden. Deshalb sollte es 
diesen Mitgliedstaaten überlassen bleiben, die An- 
rechnungen auf die genannte Menge nur unter be- 
stimmten Voraussetzungen in Bezug auf Qualität 
und Verwendungszweck zu genehmigen. 

Um die Entwicklung der Einfuhren des betreffen- 
den Erzeugnisses besser berücksichtigen zu können, 
wird die Kontingentmenge von 10 000 Tonnen in 
zwei Raten geteilt, wobei die erste auf die Mitglied- 
staaten aufgeteilt wird und die zweite als Reserve 
zur späteren Deckung des Bedarfs derjenigen Mit- 
gliedstaaten bestimmt ist, die ihre erste Quote aus- 
geschöpft haben. Um den Importeuren eine gewisse 
Sicherheit zu geben, ist es angezeigt, die erste Rate 
auf 9000 Tonnen festzusetzen, wobei die Restmenge 
die Reserve bildet. Die ersten Beteiligungsquoten 
können auf der Grundlage von Schätzungen und 


unter Berücksichtigung der Marktentwicklung für 
Rohzink etwa nach den folgenden Prozentsätzen 
festgesetzt werden: 


Benelux 

25,5 

Dänemark 

2,15 

Deutschland 

41,15 

Frankreich 

1,28 

Irland 

1,42 

Italien 

10,28 

Vereinigtes Königreich 

18,22. 


Da die ersten Quoten mehr oder weniger rasch 
ausgeschöpft werden können und um Unterbrechun- 
gen zu vermeiden, sollte jeder Mitgliedstaat, der 
seine Quote fast ganz ausgenutzt hat, die Ziehung 
einer zusätzlichen Quote auf die Reserve vorneh- 
men. Er muß dies tun, sobald jede seiner zusätz- 
lichen Quoten fast ganz ausgenutzt ist und soweit 
noch eine Reservemenge vorhanden ist. Die ersten 
und die zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende 
des Kontingentszeitraums gelten. Diese Art der Ver- 
waltung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission, die 
vor allem die Möglichkeit haben muß, den Stand der 
Ausnutzung der Kontingentsmenge zu verfolgen und 
die Mitgliedstaaten davon zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ersten Quote vorhanden, so 
muß dieser Mitgliedstaat einen erheblichen Prozent- 
satz davon auf die Reserve übertragen, um zu ver- 
meiden, daß ein Teil der Gemeinschaftszollkontin- 
gentsmenge in einem Mitgliedstaat nicht ausgenutzt 
wird, während er in anderen verwendet werden 
könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammen- 
geschlossen haben und durch diese vertreten wer- 
den, kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit 
der Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zuge- 
teilten Quoten durch eines ihrer Mitglieder vor- 
genommen werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom 1. Januar bis 31. Dezember 1976 wird in der 
Gemeinschaft ein Gemeinschaftszollkontingent 
von 10 000 Tonnen für Rohzink der Tarifstelle 
79.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs eröffnet. 

i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 172 
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2. Die Einfuhren dieser Ware, die bereits im Rah- 
men einer anderen Zollpräferenzregelung Zoll- 
freiheit genießen, werden nidht auf dieses Zoll- 
kontingent angerechnet. 

3. Im Rahmen dieses Zollkontingents wird der Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs vollständig aus- 
gesetzt. 

4. Die neuen Mitgliedstaaten wenden im Rahmen 
dieses Gemeinschaftszollkontigents Zollsätze an, 
die nach den diesbezüglichen Bestimmungen der 
Beitrittsakte berechnet sind. 


Artikel 2 


1. Von diesem Gemeinsdiaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 9000 Tonnen auf die Mit- 
gliedstaaten aufgeteilt. Die Quoten, die vorbe- 
haltlich Artikel 5 vom 1. Januar bis ?um 31. De- 
zember 1976 gelten, werden für die einzelnen 
Mitgliedstaaten wie folgt festgesetzt: 

2295 Tonnen, 

194 Tonnen, 
3703 Tonnen, 

115 Tonnen, 

128 Tonnen, 

925 Tonnen, 
1640 Tonnen. 

2. Die zweite Rate in Höhe von 1000 Tonnen bildet 
die Gemeinschaftsreserve. 


Benelux 

Dänemark 

Deutschland 

Frankreich 

Irland 

Italien 

Vereinigtes Königreich 


Dieses Verfahren wird bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1 bis 3 können 
die Mitgliedstaaten niedrigere Quoten ziehen als 
in diesen Absätzen vorgesehen, wenn Grund zur 
Annahme besteht, daß diese nicht ausgeschöpft 
werden können. Sie unterrichten die Kommission 
über die Gründe, die sie veranlaßt haben, diesen 
Absatz anzuwenden. 


Artikel 4 

Die gemäß Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten 
gelten bis 31. Dezember 1976. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten übertragen am 1. Oktober 1976 
von ihrer nicht ausgenutzten ursprünglichen Quote 
den Teil auf die Reserve, der am 15. September 1976 
20 v. H. dieser ursprünglichen Quote übersteigt. Sie 
können eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgenutzt werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 1. Oktober 1976 die Gesamtmenge der Ein- 
fuhren der betreffenden Ware mit, die sie bis zum 
15. September 1976 einschließlich getätigt und auf 
das Gemeinschaftszollkontingent angerechnet haben, 
sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ersten Quote, 
den sie auf die Reserve übertragen. 


Artikel 3 

1. Hat ein Mitgliedstaat die gemäß Artikel 2 Ab- 
satz 1 festgesetzte erste Quote oder - bei Anwen- 
dung des Artikels 5 - die gleiche Quote abzüglich 
der auf die Reserve übertragenen Menge zu 
90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt er un- 
verzüglich durch Mitteilung an die Kommission 
-soweit die Reservemenge ausreicht - die Zie- 
hung einer zweiten Quote in Höhe von 10 v. H. 
seiner ersten Quote vor, die gegebenenfalls auf 
die höhere Einheit aufgerundet wird. 

2. Ist nach Ausschöpfung seiner ersten Quote die 
zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt die- 
ser Mitgliedstaat gemäß Artikel 1 die Ziehung 
einer dritten Quote in Höhe von 5 v. H. seiner 
ersten Quote vor, die gegebenenfalls auf die 
höhere Einheit aufgerundet wird. 

3. Ist nach Ausschöpfung seiner zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 v. H. und mehr ausgenutzt, so nimmt die- 
ser Mitgliedstaat unter den gleichen Bedingungen 
die Ziehung einer vierten Quote in Höhe der 
dritten Quote vor. 


Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten können die Möglichkeit zur An- 
rechnung ihrer Quoten für Rohzink auf bestimmte 
Qualitäten oder Verwendungszwecke beschränken. 


Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitgliedstaa- 
ten über den Stand der Ausschöpfung der Reserve, 
sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 

5. Oktober 1976 über die Reservemenge, die nach 
den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten Übertra- 
gungen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reserve 
ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
die Restmenge an. 
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Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten die 
fortlaufenden Anrechnungen auf ihren kumulier- 
ten Anteil an dem Gemeinschaftszollkontingent 
zu ermöglichen. 

2. Die Mitgliedstaaten garantieren den in ihrem 
Gebiet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Ware freien Zugang zu den ihnen zugeteilten 
Quoten. 

3. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der Einfuhren der 
betreffenden Ware festgestellt, die bei der Zoll- 
stelle zur Abfertigung zum freien Verkehr ange- 
meldet worden sind. 


Artikel 9 

Auf Antrag der Kommission teilen die Mitgliedstaa- 
ten mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre Quo- 
ten angerechnet worden sind. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung dieser Verordnung 
eng zusammen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Drucksache 7/3949 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Begründung 


1. Anläßlich der Verhandlungen mit den Staaten, 
die den Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften 
beantragt haben, konnte eine umfassende Lösung 
der Blei- und Zinkfragen gefunden werden. Diese 
Lösung, wonach die Mitgliedstaaten auf die ihnen 
auf Grund des Protokolls Nr. XV der Liste G ein- 
geräumten Zollsätze verzichten, ist in die Protokolle 
Nr. 14 und 15 im Anhang zur Beitrittsakte aufge- 
nommen worden. Sie kann wie folgt zusammen- 
gefaßt werden: 

Für Werkblei 

a) namentliche Aufführung dieses Metalls im Ge- 
meinsamen Zolltarif durch die Schaffung einer 
neuen Tarifstelle innerhalb der Tarifnummer 
78.01; 

b) Umwandlung des spezifischen Zollsatzes von 1,32 
RE/100 kg in einen Wertzollsatz von 4,5 v. H.; 

c) bis zum Inkrafttreten einer zeitlich unbestimm- 
ten vollständigen Aussetzung dieses Zollsatzes 
Eröffnung eines Gemeinschaftszollkontingents 
zum Zollsatz Null für einen Betrag in Höhe der 
Summe des von den interessierten Mitgliedstaa- 
ten angemeldeten Bedarfs zuzüglich einer Re- 
serve; die Verwaltung erfolgt nach dem Kontin- 
gentscheinverfahren; 

d) Beteiligung der neuen Mitgliedstaaten am Zoll- 
kontingent ab 1. Januar 1974; 

e) Aussetzung des Zollsatzes bis zu 2 v. H. ab 
1. Januar 1975; 

f) ab 1973 jährliche Prüfung der Möglichkeit einer 
zeitlich unbestimmten vollständigen Aussetzung 
des Zollsatzes. 

Für Rohblei , anderes als Werkblei 

a) möglichst baldige - spätestens am 1. Januar 1974 
- Umwandlung des gegenwärtigen spezifischen 
Zollsatzes von 1,32 RE/100 kg in einen Wertzoll- 
satz von 4,5 v. H., wobei mindestens 1,1/RE 100 
kg erhoben werden; 

b) ab 1. Januar 1974 Beteiligung der neuen Mit- 
gliedstaaten am Gemeinschaftszollkontingent von 
55 000 Tonnen zum Zollsatz Null; 

c) ab 1. Januar 1975 degressive Abstufung des Kon- 
tingents bis zur vollständigen Aufhebung am 
31. Dezember 1977; 

d) Neuüberprüfung der Lage vor Aufhebung des 
Kontingents, um gegebenenfalls eine begrenzte 
Senkung des Zollsatzes zu beschließen (wobei 
mindestens 1,1 RE/100 kg erhoben werden), da 


ein Schutz der Bleischmelzereien der Gemein- 
schaft auf jeden Fall aufrechterhalten werden 
muß. 

Für Rohzink 

a) ab 1. Januar 1974 Umwandlung des spezifischen 
Zollsatzes von 1,32 RE/100 kg in einen Zollsatz 
von 4,5 v. H., wobei mindestens 1,1 RE/100 kg er- 
hoben werden; 

b) vom gleichen Zeitpunkt an Beteiligung der neuen 
Mitgliedstaaten am Zollkontingent zum Zollsatz 
Null; das 1971 auf 30 000 Tonnen festgesetzte 
Kontingent wird jährlich abgestuft, mit Aus- 
nahme von 1974, um am 31. Dezember 1977 völlig 
aufgehoben zu werden. 

2. Während der multilateralen Verhandlungen im 
GATT wurde im Laufe des Jahres 1974 beschlossen, 
den auf Werkblei anwendbaren Zollsatz des Ge- 
meinsamen Zolltarifs auf 0 v. H. herabzusetzen. Der 
am 1. Januar 1972 in den neuen Mitgliedstaaten für 
die betreffende Ware angewandte Ausgangszollsatz 
betrug 0 v. H., so daß die gemäß Artikel 39 der Bei- 
trittsakte zu erfolgende schrittweise Annäherung in 
diesen Mitgliedstaaten 1976 automatisch zur Anwen- 
dung eines Zollsatzes von 0 v. H. führt. 

Die Eröffnung eines zollfreien Zollkontingents ist 
daher ab 1. Januar 1976 nicht mehr erforderlich. Aus 
diesem Grund betreffen die beigefügten Verordungs- 
entwürfe nur die beiden anderen Waren, nämlich 
das Rohblei, anderes als Werkblei und das Rohzink. 

3. Die Kommission stellt fest, daß die für die Jahre 
1971 bis 1975 angewandte Lösung, selbst wenn sie 
nicht ganz der Art der zu eröffnenden Gemein- 
schaftszollkontingente entspricht, die einzige war, 
die gegenüber den früheren, rein nationalen Situa- 
tionen Fortschritte im Sinne der Gemeinschaft er- 
möglichte. Aus diesem Grund halten sich die bei- 
gefügten Entwürfe der Verordnungen über die für 
1976 vorzusehenden Kontingente sehr stark an die 
Lösung, die in Bezug auf Eröffnungsbedingungen, 
Aufteilung und einheitliche Verwaltung von Zoll- 
kontingenten für die vorangegangenen Jahre ange- 
wandt worden ist. 

In den beigefügten Verordnungsentwürfen wird fer- 
ner der auf Sachverständigenebene getroffenen Ab- 
sprache Rechnung getragen, wonach es den Mitglied- 
staaten überlassen bleiben soll, die Anrechnungen 
auf die Kontingentsmengen für Rohblei, anderes als 
Werkblei, und für Zink auf bestimmte Qualitäten 
und Verwendungszwecke dieser Metalle zu be- 
grenzen. 
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